
Verfassungsgesetz vom 8. Mai 1945 Äber das Verbot der NSDAP (Verbotsgesetz 1947) in 
der Fassung der Verbotsgesetznovelle 1992: 
Å 3 VG (WiederbetÇtigung)

Es ist jedermann untersagt, sich, sei es auch au�erhalb dieser Organisation, f�r die NSDAP oder 
ihre Ziele irgendwie zu bet�tigen.

Å 3 a. Einer gerichtlich strafbaren Handlung macht sich schuldig und wird mit Freiheitsstrafe von 
zehn bis zu zwanzig Jahren, bei besonderer Gef�hrlichkeit des T�ters oder der Bet�tigung auch mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft:
1. wer versucht, eine gesetzlich aufgel�ste nationalsozialistische Organisation aufrechtzuerhalten 
oder wiederherzustellen oder mit einer solchen Organisation oder einer in ihrem Namen 
handelnden Person in Verbindung zu treten; als nationalsozialistische Organisation (� 1) gelten: die 
NSDAP, die SS, die SA, … der NS-Soldatenring, der NS-Offiziersbund, alle sonstigen Gliederungen 
der NSDAP und die ihr angeschlossenen Verb�nde sowie jede andere nationalsozialistische 
Organisation;
2. wer eine Verbindung gr�ndet, deren Zweck es ist, durch Bet�tigung ihrer Mitglieder im 
nationalsozialistischen Sinn die Selbst�ndigkeit und Unabh�ngigkeit der Republik �sterreich zu 
untergraben oder die �ffentliche Ruhe und den Wiederaufbau �sterreichs zu st�ren, oder wer sich 
in einer Verbindung dieser Art f�hrend bet�tigt;
3. wer den Ausbau einer der in Z. 1 und der Z. 2 bezeichneten Organisationen und Verbindungen 
durch Anwerbung von Mitgliedern, Bereitstellungen von Geldmitteln oder in �hnlicher Weise f�rdert, 
4. wer f�r eine solche Organisation oder Verbindung Kampfmittel, Verkehrsmittel oder 
Einrichtungen zur Nachrichten�bermittlung herstellt, sich verschafft oder bereith�lt.

Å 3 b. Wer an einer Organisation oder Verbindung der in � 3 a bezeichneten Art teilnimmt oder sie 
durch Geldzuwendungen oder in anderer Weise unterst�tzt, wird, wenn die Handlung nicht nach � 
3 a strafbar ist, wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung mit Freiheitsstrafe von f�nf bis zehn 
Jahren, bei besonderer Gef�hrlichkeit des T�ters oder der Bet�tigung bis zu zwanzig Jahren, 
bestraft. 

Å 3 d. Wer �ffentlich oder vor mehreren Leuten, in Druckwerken, verbreiteten Schriften oder 
bildlichen Darstellungen zu einer der nach � 1 oder � 3 verbotenen Handlungen anfordert, aneifert 
oder zu verleiten sucht, insbesondere zu diesem Zweck die Ziele der NSDAP, ihre Einrichtungen 
oder Ma�nahmen verherrlicht oder anpreist, wird ….. mit Freiheitsstrafe von f�nf bis zu zehn Jahren, 
bei besonderer Gef�hrlichkeit des T�ters oder der Bet�tigung bis zu zwanzig Jahren, bestraft. 

Å 3 f. Wer einen Mord, einen Raub, eine Brandlegung, ein Verbrechen nach �� 85, 87 oder 89 des 
Strafgesetzes oder ein Verbrechen nach � 4 des Sprengstoffgesetzes [heute Brandstiftung, ÄÄ 126, 
173, 176 StGB] als Mittel der Bet�tigung im nationalsozialistischen Sinne versucht oder vollbringt, 
wird mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren, bei besonderer Gef�hrlichkeit des T�ters 
oder der Bet�tigung auch mit lebenslanger Freiheitsstrafe, bestraft.

Å 3 g. Wer sich auf eine andere als die in den �� 3 a bis f bezeichnete Weise im 
nationalsozialistischen Sinn bet�tigt, wird, sofern die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung 
strenger strafbar ist, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, bei besonderer 
Gef�hrlichkeit des T�ters oder der Bet�tigung bis zu 20 Jahren bestraft.

Å 3 h. Nach � 3g wird auch bestraft, wer in einem Druckwerk, im Rundfunk oder in einem anderen 
Medium oder wer sonst Éffentlich auf eine Weise, da� es vielen Menschen zug�nglich wird, den 
nationalsozialistischen V�lkermord oder andere nationalsozialistische Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit leugnet, gr�blich verharmlost, guthei�t oder zu rechtfertigen sucht. 

Å 3 i. Wer von einem Unternehmen der in �� 3 a, 3 b, 3 d oder 3 e bezeichneten Art oder von 
einer Person, die sich in ein solches Unternehmen eingelassen hat, zu einer Zeit, in der ein 
Schaden verh�tet werden konnte, glaubhafte Kenntnis erh�lt und es vors�tzlich unterl��t, der 
Beh�rde Anzeige zu erstatten, … wird mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren bestraft. 

BGBl. 148/1992:
Bundesverfassungsgesetz, 

mit dem das Verbotsgesetz geÇndert wird
(Verbotsgesetz-Novelle 1992)

Online-Ausgabe des Rechtsinformationsdienstes des Bundeskanzleramts (www.ris.bka.gv.at/)
(www.nachkriegsjustiz.at)

www.ris.bka.gv.at/
(www.nachkriegsjustiz.at)

